
Allgemeinverfügung 
Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) 

Maßnahmen anlässlich der Corona-Pandemie 
Bekanntmachung 

des Landratsamtes Zwickau 
vom 30. November 2020 

 
 
Auf Grund von § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 sowie mit § 28a Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 
des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), von denen § 28 Absatz 1 Satz 1 
durch Artikel 1 Nummer 16 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I. S. 2397) geändert, § 28 
Absatz 1 Satz 2 durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 587) neu 
gefasst und § 28a Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 durch Artikel 1 Nummer 17 des Gesetzes 
vom 18. November 2020 (BGBl. I. S. 2397) eingefügt worden ist, sowie in Verbindung mit § 1 
Absatz1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des Sächsischen 
Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der 
Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung für Impfungen und 
andere Maßnahmen der Prophylaxe vom 9. Januar 2019 (SächsGVBl. S. 83), der durch die 
Verordnung vom 13. März 2020 (SächsGVBl. S. 82) geändert worden ist, sowie in Verbindung mit § 
8 Absatz 2, 3 und 4 der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt zum Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 und COVID-19 
vom 27. November 2020 erlässt der Landkreis Zwickau folgende  

 
 

Allgemeinverfügung 
 
 
1. Das Tragen einer Mund-Nasenbedeckung wird auch unter freiem Himmel täglich im Zeitraum 

von 00.00 Uhr bis 24:00 Uhr im Bereich von Fußgängerzonen (Verkehrszeichen 242.1 und 
242.2 nach Anlage 2 zur Straßenverkehrsordnung) und verkehrsberuhigten Bereichen 
(Verkehrszeichen 325.1 und 325.2 nach Anlage 3 zur Straßenverkehrsordnung) sowie auf 
öffentlichen Parkplätzen und Parkplätzen vor Einkaufszentren, Geschäften und Läden, in 
Parkhäusern, Parkgaragen, auf Parkdecks, auf Spiel- und Sportplätzen und in öffentlich 
zugänglichen Parkanlagen angeordnet. Ausgenommen sind die Fortbewegung ohne Verweilen 
mit Fortbewegungsmitteln und die sportliche Betätigung. Die Ausnahmen von der Verpflichtung 
zum Tragen einer Mund-Nasenbedeckung nach § 3 Absatz 2 der Sächsischen 
Corona-Schutz-Verordnung gelten entsprechend. 

 
2. Die Abgabe von Alkoholika und alkoholhaltigen Getränken ist täglich im Zeitraum von 00.00 Uhr 

bis 24:00 Uhr außerhalb von Läden und Geschäften im Bereich von Fußgängerzonen 
(Verkehrszeichen 242.1 und 242.2 nach Anlage 2 zur Straßenverkehrsordnung) und 
verkehrsberuhigten Bereichen (Verkehrszeichen 325.1 und 325.2 nach Anlage 3 zur 
Straßenverkehrsordnung) sowie auf öffentlichen Parkplätzen und Parkplätzen vor 
Einkaufszentren, Geschäften und Läden, in Parkhäusern, Parkgaragen, auf Parkdecks, auf 
Spiel- und Sportplatzen und in öffentlich zugänglichen Parkanlagen untersagt. 

 
3. Der Alkoholkonsum ist im Zeitraum von 00.00 Uhr bis 24:00 Uhr im Bereich von 

Fußgängerzonen (Verkehrszeichen 242.1 und 242.2 nach Anlage 2 zu 
Straßenverkehrsordnung) und verkehrsberuhigten Bereichen (Verkehrszeichen 325.1 und 325.2 
nach Anlage 3 zu Straßenverkehrsordnung) sowie auf öffentlichen Parkplätzen und Parkplätzen 
vor Einkaufszentren, Geschäften und Läden, in Parkhäusern, Parkgaragen, auf Parkdecks, auf 
Spiel- und Sportplatzen und in öffentlich zugänglichen Parkanlagen untersagt. 
 

4. Der Betrieb von Einrichtungen der Erwachsenenbildung mit Ausnahme zulässiger 
Onlineangebote wird untersagt. 



5. Versammlungen nach Maßgabe des § 9 Absatz 1 der Sächsischen Corona-Schutz-Verordnung 
werden auf eine Teilnehmerzahl von maximal 200 Personen beschränkt. Im Einzelfall können 
Ausnahmen erteilt werden, wenn dies aus infektionsschutzrechtlicher Sicht vertretbar ist. 
 

6. Das Verlassen der häuslichen Unterkunft ohne triftigen Grund ist bis zum 28. Dezember 2020 
untersagt. Triftige Gründe sind: 
 
a. die Abwendung einer Gefahr für Leib, Leben und Eigentum, 

 
b. die Ausübung beruflicher Tätigkeiten, 

 
c. der Besuch der Schule und von Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, Einrichtungen der 

Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen, Einrichtungen der berufsbezogenen, 
schulischen und akademischen Aus- und Fortbildung sowie von Kirchen und anderen Orten 
der Religionsausübung, 
 

d. Versorgungsgänge für die Gegenstände des täglichen Bedarfs und der Einkauf in 
Ladengeschäften sowie die Inanspruchnahme sonstiger Dienstleistungen im Landkreis oder 
der Kreisfreien Stadt des Wohnsitzes und des angrenzenden Landkreises oder der 
Kreisfreien Stadt, 
 

e. die Wahrnehmung des notwendigen Lieferverkehrs, einschließlich Brief- und Versandhandel, 
 

f. Fahrten von Feuerwehr-, Rettungs-oder Katastrophenschutzkräften zum jeweiligen 
Stützpunkt oder Einsatzort, 
 

g. die Inanspruchnahme medizinischer, psychosozialer und veterinärmedizinischer 
Versorgungsleistungen sowie der Besuch Angehöriger der Heil- und Gesundheitsfachberufe, 
soweit dies medizinisch erforderlich ist, oder im Rahmen einer dringend erforderlichen 
seelsorgerischen Betreuung, 
 

h. der Besuch bei Ehe- und Lebenspartnern sowie bei Partnern von Lebensgemeinschaften, 
hilfsbedürftige Menschen, Kranken oder Menschen mit Einschränkungen, soweit sie nicht in 
einer Einrichtung sind, und die Wahrnehmung des Sorge- und Umgangsrechts im jeweiligen 
privaten Bereich, 
 

i. die Teilnahme an Zusammenkünften der Staatsregierung und der kommunalen 
Vertretungskörperschaften sowie der Teilnahme an Terminen der Behörden, Gerichte, 
Staatsanwaltschaften oder anderer Stellen, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen, dazu 
gehört auch die Teilnahme an öffentlichen Gerichtsverhandlungen und die Wahrnehmung 
von Terminen kommunaler Räte sowie von deren Ausschüssen und Organen und 
Maßnahmen, die der Versorgung oder der Gesundheitsfürsorge der Bevölkerung dienen. Die 
Teilnahme an öffentlichen Sitzungen und Terminen ist nach den geltenden Vorschriften zu 
gewährleisten, 
 

j. die Teilnahme an notwendigen Gremiensitzungen von juristischen Personen des privaten und 
öffentlichen Rechts sowie von rechtsfähigen und teilrechtsfähigen Gesellschaften und 
Gemeinschaften, Betriebsversammlungen und Veranstaltungen der Tarifpartner, Sitzungen 
von Hochschulräten, Nominierungsveranstaltungen von Parteien und Wählervereinigungen, 
 

k. die Wahrnehmung unaufschiebbarer Termine gemeinsam mit einer Person eines weiteren 
Hausstands bei Gerichtsvollziehern, Rechtsanwälten, Notaren, Steuerberatern, 
Wirtschaftsprüfern, Insolvenzverwaltern und Bestattern und zur rechtlichen Betreuung, 
 

l. Zusammenkünfte und Besuche nach § 2 Absatz 1, 1a und 5 der Sächsischen Corona-
Schutz-Verordnung, 



m. die Begleitung von unterstützungsbedürftigen Personen und Minderjährigen, 
 

n. Eheschließung im engsten Familienkreis, wobei die Anzahl 25 Personen nicht überschreiten 
darf, 
 

o. die Begleitung Sterbender sowie Beerdigungen im engsten Familienkreis, wobei die Anzahl 
25 Personen nicht überschreiten darf, 
 

p. Sport und Bewegung im Freien im Umkreis von 15 Kilometern des Wohnbereichs sowie der 
Besuch des eigenen oder gepachteten Kleingartens oder Grundstücks unter Einhaltung der 
Kontaktbeschränkung nach § 2 Absatz 1 und 1a der Sächsischen 
Corona-Schutz-Verordnung, 
 

q. unabdingbare Handlungen zur Versorgung von Tieren. 
 

Im Falle einer Kontrolle durch die zum Vollzug dieser Verfügung betrauten Stellen sind die 
triftigen Gründe durch den Betroffenen in geeigneter Weise glaubhaft zu machen. Eine 
Glaubhaftmachung kann insbesondere durch Vorlage einer Arbeitgeberbescheinigung, eines 
Betriebs- oder Dienstausweises oder durch mitgeführte Personaldokumente erfolgen. 

 
7. Verschärfende Anordnungen der örtlichen Gesundheitsbehörden im Zusammenhang mit der 

Eindämmung der Corona-Pandemie bleiben unberührt. 
 

8. Diese Allgemeinverfügung ist nach § 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 des 
Infektionsschutzgesetzes sofort vollziehbar. 
 

9. Diese Allgemeinverfügung tritt am 1. Dezember 2020, 0 Uhr in Kraft und mit Ablauf des 28. 
Dezember 2020, 24 Uhr, außer Kraft.  

 
 
Begründung 
 
I. 
Im Landkreis Zwickau wurde über einen Zeitraum von fünf Tagen der Inzidenzwert von 200 
Neuinfektionen auf 100.000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen gemäß den veröffentlichten 
Zahlen des Robert-Koch-Instituts überschritten. 
 
II. 
Der Landkreis Zwickau ist gem. § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 und § 28a Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 
in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staatsregierung und des 
Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung 
der Zuständigkeit nach dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung für Impfungen und 
andere Maßnahmen der Prophylaxe vom 9. Januar 2019 sachlich und gem. § 3 Abs. 1 Nr. 4 VwVfG 
örtlich zuständig. 
 
Die Weltgesundheitsorganisation hat die Verbreitung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 und 
der dadurch hervorgerufenen Erkrankung COVID-19 am 11. März 2020 als Pandemie eingestuft. Die 
Ausbreitung dieses Virus stellt eine sehr dynamische und ernstzunehmende Belastung für das 
Gesundheitssystem dar.  
 
Im Freistaat Sachsen wurden während der Sommermonate die Herausforderungen der SARSCoV2- 
Pandemie gut bewältigt. In den letzten Wochen sind die Infektionszahlen jedoch in weiten Teilen 
Sachsens und gerade im Landkreis Zwickau wieder gestiegen. Dabei hat sich bestätigt, dass bei 
einem dynamischen Infektionsgeschehen oberhalb der von Bund und Ländern gemeinsam 
definierten Schwelle von 50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnern in einer Woche nach den vom 
RKI veröffentlichten Daten die Nachverfolgung der Kontakte aller Infizierten vor Ort nur noch mit 



erheblicher Unterstützung von Bund und Ländern gewährleistet werden kann. Nach einem 
kontinuierlichen Anstieg der Infektionszahlen ist die Kontaktnachverfolgung teilweise nicht mehr 
vollständig gewährleistet. Es gilt jetzt, mit den neuen Regelungen die Infektionszahlen auf einem 
niedrigeren Niveau zu stabilisieren, damit die Kontaktnachverfolgung und damit die 
Infektionskontrolle wieder vollständig möglich wird. Ziel allen Handelns in den kommenden Wochen 
ist es nach wie vor, die Infektionsdynamik im Landkreis Zwickau unter Kontrolle zu bekommen. Der 
Maßstab dafür ist weiterhin, dass die Inzidenz unter 50 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnern in 
einer Woche liegt oder nach Ausbrüchen zügig wieder unter diese Schwelle gesenkt wird. 
 
Die Gefährdung für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutschland wird derzeit durch das 
Robert-Koch-Institut insgesamt wieder als sehr hoch eingeschätzt. Aktuell ist auch eine Zunahme 
der Fallzahlen älterer Menschen zu verzeichnen. Besonders ältere Menschen und solche mit 
vorbestehenden Grunderkrankungen sind von schweren Krankheitsverläufen betroffen und können 
ohne erforderliche Behandlungsmaßnahmen an der Krankheit sterben. Da derzeit weder eine 
Impfung noch eine spezifische Therapie zur Verfügung stehen, müssen alle Maßnahmen ergriffen 
werden, um die weitere Ausbreitung des Virus zu verzögern. Nur durch eine schnell wirksame 
Verlangsamung des Infektionsgeschehens kann erreicht werden, dass das Gesundheitssystem 
funktionsfähig bleibt. Schon jetzt sind Belastungen in den Krankenhäusern durch Covid-19-Patienten 
höher als im Frühjahr 2020. Im Einzelfall sind regionale Umverteilungen von Patienten aus 
Krankenhäusern erforderlich. Gerade hier wird deutlich, dass eine Überlastung des 
Gesundheitswesens abgewendet werden muss. 
Zweck dieser Allgemeinverfügung für den Landkreis Zwickau ist es, übertragbare Krankheiten beim 
Menschen vorzubeugen, Infektionen frühzeitig zu erkennen und ihre Weiterverbreitung zu 
verhindern.  
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (durch Tröpfcheninfektion) zum 
Beispiel durch Husten, Niesen auch durch teils mild erkrankte oder asymptomatisch infizierte 
Personen kann es zu Ansteckung von Mensch zu Mensch kommen. Deshalb ist es weiterhin 
erforderlich, die physischen sozialen Kontakte zwischen den Menschen auf ein Minimum zu 
beschränken sowie eine Pflicht zum Tragen einer Mund-Nasenbedeckung im öffentlichen Raum an 
Orten, an denen Menschen sich entweder auf engen Raum oder nicht nur vorübergehend aufhalten, 
anzuordnen.   
 
Das in Nr. 1 angeordnete Tragen einer Mund-Nasenbedeckung ergänzt als wichtiger Baustein die 
allgemeinen Hygiene- und Abstandsregeln. Es ist wissenschaftlich erwiesen, dass eine 
Mund-Nasenbedeckung geeignet ist, das Risiko einer Übertragung des Coronavirus und damit auch 
dessen Verbreitung zu reduzieren. 
 
Die Untersagung der Abgabe und des Konsums von Alkohol auf öffentlichen Plätzen und in 
öffentlichen Einrichtungen kann erheblich dazu beitragen, Infektionsrisiken zu verringern, da dadurch 
die damit verbundene Kontaktbeschränkung das Übertragungsrisiko erheblich verringert. Zudem 
wird verhindert, dass sich wechselnde Gäste oder Gästegruppen an den Verkaufsstellen einfinden 
und gruppieren. Die erhöhte Attraktivität des öffentlichen Raums bei geschlossenen 
gastronomischen Einrichtungen ist ferner einzukalkulieren. Hierdurch werden bestimmte öffentliche 
Plätze besonders attraktiv, um Partys o. ä. zu feiern. Des Weiteren dient ein Alkoholausgabeverbot 
dazu, spontanen gemeinschaftlichen (weiteren) Alkoholkonsum zu reduzieren, da eine zunehmende 
Alkoholisierung der Einhaltung der hier gesetzlich im Zentrum stehenden Kontaktminimierung 
entgegensteht. Das gilt insbesondere zur Nachtzeit. 
 
Die Schließung der Einrichtungen der Erwachsenenbildung ist erforderlich, da die Übertragung des 
Coronavirus durch den Kontakt mit Menschen erfolgt. Es ist wissenschaftlich erwiesen, dass die 
Coronaviren insbesondere bei Zusammenkünften von Menschen übertragen werden. 
 
Die Beschränkung von Versammlungen auf 200 Teilnehmer ist unter Berücksichtigung der 
derzeitigen Infektionslage in Abwägung mit dem Ziel einer Reduzierung von Infektionszahlen in einer 
volatilen Pandemielage zulässig, um dem Schutz von Leben und körperlicher Unversehrtheit 



angemessen gewährleisten zu können. Versammlungen unter freiem Himmel sind regelmäßig 
weniger kritisch als solche in geschlossenen Räumen, wo die durch die Teilnehmer verursachte 
Aerosolkonzentration zumeist wesentlich höher liegen dürfte, auch wenn Belüften eine Absenkung 
bewirken kann. Gleichwohl können auch Versammlungen unter freiem Himmel durch eine begrenzte 
Aufstellfläche oder die schiere Vielzahl von Teilnehmern die durchgehende Einhaltung von 
Mindestabständen erschweren oder verunmöglichen, so dass eine Begrenzung der Teilnehmerzahl 
auf 200 Personen sachgerecht ist. 
 
Die angeordnete Ausgangsbeschränkung ist notwendig, da die bislang getroffenen anderen 
Schutzmaßnahmen nicht zum gewünschten Erfolg führten und damit eine wirksame Eindämmung 
der Verbreitung der COVID-19-Erkrankung erheblich gefährdet ist. So ist anzunehmen, dass bei 
einem fünftägigen Überschreiten des Inzidenzwertes von 200 Neuinfektionen auf 100 000 Einwohner 
innerhalb von sieben Tagen im Landkreis Zwickau grundsätzlich die Gefahr einer Überlastung des 
Gesundheitswesens besteht und damit die Gesundheit der Bevölkerung konkret gefährdet ist. 
Im Vergleich dazu fordert das IfSG bereits bei Überschreitung des Schwellenwertes nur von über 50 
Neuinfektionen je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen umfassende Schutzmaßnahmen. 
Bei Überschreiten des Inzidenzwertes von 200 Neuinfektionen über einen Zeitraum von fünf Tagen 
ist die Gefahr eines exponentiellen Wachstums nach den aktuellen epidemiologischen Erkenntnissen 
jedenfalls evident. Die abschließend aufgezählten triftigen Gründe dienen der Wahrung der 
Verhältnismäßigkeit. Die Aufzählung beschränkt sich im Wesentlichen auf Wege, die unerlässlich 
sind für die unmittelbare Gefahrenabwehr und Daseinsvorsorge sowie für die Berufsausübung, 
Gesundheitsfürsorge und für die Funktionsfähigkeit von Staat, Einrichtungen und Gesellschaften. 
 
Die Maßnahmen daher sind auch verhältnismäßig. Die Freiheit des Einzelnen wird angesichts der 
Gefährlichkeit des Corona-Virus für die Gesundheit insbesondere von besonders gefährdeten 
Personen nicht unverhältnismäßig eingeschränkt. Weniger einschränkende Maßnahmen sind nicht 
geeignet, der weiteren Ausbreitung des Corona-Virus entgegenzuwirken.  
 
Die ergriffenen Maßnahmen werden hinsichtlich ihrer weiteren Aufrechterhaltung überprüft.  
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Widerspruch 
erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift beim 
Landratsamt Zwickau, Robert-Müller-Str. 4 – 8, 08056 Zwickau zu erheben. 
 
Hinweis: 
Die elektronische Form erfolgt durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer 
Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz. Die De-Mail-Adresse des Landkreises Zwickau lautet: 
verwaltung@landkreis-zwickau.de-mail.de 
 
Eine Erhebung des Widerspruchs durch eine einfache E-Mail ist nicht möglich, die erforderliche 
Form des Widerspruchs ist damit nicht gewahrt. 
 
Zwickau, den 30.11.2020 
 
 
 
Dr. Christoph Scheurer 
Landrat 
 


